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Präambel 
Der DMSB - Deutscher Motor Sport Bund e.V. - besitzt die ihm übertragene Verbandsgewalt im 
Motorsport für die Bundesrepublik Deutschland und hat dort das Internationale Sportgesetz der FIA 
(ISG), das FIM-Sportgesetz (FIM-SG), das FIM-Europe Sportgesetz (FIME-SG) und die sonstigen 
Regelungen der internationalen Verbände sowie die nationalen Regelungen für den Motorsport in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Anwendung zu bringen. Der DMSB ist Mitglied des Deutschen 
Olympischen Sportbundes (DOSB), dessen Statuten, Sportgesetzen und Gerichtsbarkeiten er ebenfalls 
unterworfen ist. 
 
Der DMSB leitet und überwacht satzungsgemäß den Motorsport und setzt die Einhaltung der sportlichen 
Regeln durch. 
 
Zur Erfüllung und Durchführung dieser Aufgaben hat der DMSB eine Verbandsgerichtsbarkeit sowie 
eine Kontrollkommission gebildet. 
 
 
I. Geltungsbereich 
 
§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 
 
1. Diese Ordnung regelt ergänzend zu den Verfahrensvorschriften des ISG, des FIM-SG, des FIME-

SG, der nationalen und internationalen Anti-Doping Bestimmungen und Ordnungen des DOSB die 
Verfahren der DMSB-Verbandsgerichtsbarkeit. 
 

2. Auf die von den Sportkommissaren durchzuführenden Verfahren findet diese Ordnung, soweit nicht 
ausdrücklich bestimmt, keine Anwendung. Der Begriff des Sportkommissars umfasst den Begriff 
des Schiedsrichters (Bahnsport). 

 
3. Soweit die internationalen Sportgesetze und Ordnungen oder die Bestimmungen und Richtlinien 

des DMSB eine anderweitige abschließende Streitentscheidung vorsehen, können diese nicht nach 
dieser Ordnung angefochten werden. 

 
4. Die Bestimmungen des staatlichen Rechts können ergänzend herangezogen werden. 
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§ 2 Persönlicher Geltungsbereich 
Der Ordnung unterstehen: 
 
5. Der DMSB, seine Organe und die Organmitglieder, 
 
6. die Mitglieder des DMSB,  
 
7. die Lizenznehmer (Bewerber, Fahrer, Sportwarte usw.) und DOSB Trainer/Übungsleiter des DMSB,  
 
8. Lizenznehmer anderer Mitgliedsorganisationen der internationalen Verbände (FIA, FIM, FIM-

Europe), soweit sie sich an Veranstaltungen im DMSB-Bereich beteiligen, 
 
9. im Motorsport sonst tätige Personen und Organisationen,  
 
10. Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen, Vertreter, Beauftragte der vorstehend aufgeführten Personen, 

unbeschadet der Haftung derjenigen, welche diese einstellen oder die sie vertreten und der 
Möglichkeit, diese zu belangen.  

 
 
§ 3 Vorrang des Verbandsverfahrens 
Soweit diese Ordnung anzuwenden ist, muss der vorgesehene Rechtsweg ausgeschöpft werden, bevor 
das Schiedsgericht des DMSB, die ordentlichen Gerichte oder andere außenstehende Stellen 
angerufen werden können. Dies gilt nicht, wenn der DMSB der Anrufung des Schiedsgerichts des 
DMSB, eines staatlichen Gerichts, einer Behörde oder einer anderen außenstehenden Stelle vor 
Ausschöpfung des hier vorgesehenen Rechtsweges zustimmt. 
 
 
§ 4 Einrichtung und Unabhängigkeit 
 
(1) DMSB-Sportgericht Automobil (nachfolgend Sportgericht) 

 
(2) DMSB-Sportgericht Motorrad (nachfolgend Sportgericht) 

 
(3) DMSB-Berufungsgericht Automobil (nachfolgend Berufungsgericht) 

 
(4) DMSB-Berufungsgericht Motorrad (nachfolgend Berufungsgericht) 

 
(5) Die Verbandsgerichte sind unabhängig, sie sind an Weisungen nicht gebunden. Ihre Mitglieder 

sind nur ihrem Gewissen und den geschriebenen und ungeschriebenen Regeln des Sports 
unterworfen. 

 
(6) Mitglieder der Verbandsgerichte dürfen anderen Organen oder der Verwaltung des DMSB nicht 

angehören. Die Mitgliedschaft in Organen der Mitglieder des DMSB und deren weiteren 
Organisationen ist jedoch zulässig. 

 
 
§ 5 Zusammensetzung 
 
(1) Die Mitglieder der Verbandsgerichte werden durch das Präsidium des DMSB bestimmt und 

abberufen. 
 

(2) Die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter müssen zum Richteramt befähigt sein. 
§ 8 Abs. 2 bleibt hiervon unberührt. 
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§ 6 Zuständigkeit 
 
(1) Das Sportgericht ist zuständig für die Ahndung von Verstößen gegen die anerkannten, 

geschriebenen und ungeschriebenen Grundsätze und Regeln des Sports. 
 

(2) Das Berufungsgericht ist in zweiter, und soweit keine weitere Zuständigkeit international gegeben 
ist, letzter Instanz zuständig für: 

 
1. Berufungen gegen Entscheidungen des Sportgerichts. 

 
2. Berufungen gegen Entscheidungen der Sportkommissare. 

 
(3) Weitere Zuständigkeitsregelungen der nationalen und internationalen sportgesetzlichen 

Bestimmungen bleiben unberührt. 
 
 
§ 7 Besetzung und Beschlussfassung 
 
(1) Die Verbandsgerichte entscheiden in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 

 
(2) Die beisitzenden Richter werden vom Vorsitzenden - bei dessen Verhinderung vom 

stellvertretenden Vorsitzenden - für das jeweilige Verfahren oder den Sitzungstermin aus der Liste 
der beisitzenden Richter ausgewählt und bestimmt. 

 
(3) Die Verbandsgerichte entscheiden mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit (§ 8 Abs. 2) 

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
 
Bei der Beratung und Abstimmung dürfen nur die an der Entscheidung beteiligten Mitglieder des 
Verbandsgerichts zugegen sein. Der Vorsitzende kann jedoch die Anwesenheit weiterer Personen zu 
Ausbildungszwecken oder aus organisatorischer Notwendigkeit gestatten. 
 
 
§ 8 Vertretung der Richter 
 
(1) Ist der Vorsitzende eines Verbandsgerichts von der Mitwirkung bei der Entscheidung 

ausgeschlossen oder sonst verhindert, wird er von dem stellvertretenden Vorsitzenden vertreten. 
 
(2) Im Fall unvorhersehbarer Verhinderung eines Mitgliedes oder seiner Ablehnung am Termintage, 

sind die Verbandsgerichte auch dann beschlussfähig, wenn zwei Richter anwesend sind, die bei 
Abwesenheit oder bei Ablehnung des Vorsitzenden aus ihrer Mitte den Vorsitzenden wählen. 

 
 
§ 9 Ausschluss von der Mitwirkung 
 
An einem Verfahren darf als Mitglied eines Verbandsgerichts nicht mitwirken: 
 
1. wer selbst Beteiligter ist; 
 
2. wer Angehöriger eines Beteiligten im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 des StGB ist; 
 
3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder in Vollmacht allgemein und/oder in diesem Verfahren 

vertritt; 
 
4. wer außerhalb seiner Eigenschaft als Mitglied des Verbandsgerichts in der Angelegenheit ein 

Gutachten abgegeben oder sonst tätig geworden ist; 
 
5. wer an einer angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat; 
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6. wer bei der den Gegenstand der Verhandlung bildenden Veranstaltung Teilnehmer oder als 
Sportwart eingesetzt war; 

 
7. wer in einem Wettbewerbsverhältnis zu einem Beteiligten steht; 

 
 
§ 10 Besorgnis der Befangenheit 
 
Eine Besorgnis der Befangenheit besteht dann, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen 
gegen die Unparteilichkeit des Mitgliedes eines Verbandsgerichts zu rechtfertigen. 
 
 
§ 11 Ablehnung von Mitgliedern eines Verbandsgerichts 
 
(1) Jeder Verfahrensbeteiligte kann Mitglieder eines Verbandsgerichts ablehnen, wenn sie von der 

Mitwirkung ausgeschlossen sind (§ 9) oder bei ihnen die Besorgnis der Befangenheit besteht (§ 10). 
 

(2) Der Ablehnungsantrag ist schriftlich oder mündlich zu stellen.  
 

(3) Über den Ablehnungsantrag entscheidet das Verbandsgericht ohne das abgelehnte Mitglied. 
Dieses soll sich vor der Entscheidung zu dem Ablehnungsantrag schriftlich äußern. Die Äußerung 
ist den Beteiligten bekannt zu geben. Der Beschluss des Verbandsgerichts ist unanfechtbar. 

 
 
§ 12 Selbstablehnung 
 
Ein Mitglied eines Verbandsgerichts kann sich selbst für befangen erklären. § 11 Abs. 2 und 3 gilt 
entsprechend. 
 
 
§ 13 Verschwiegenheitspflicht 
 
Die Mitglieder der Verbandsgerichte dürfen über den Stand eines Verfahrens bis zu seinem Abschluss 
weder Auskunft geben noch ihre Rechtsansichten zu dem anhängigen Verfahren äußern. Sie haben, 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit, über die ihnen bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 
 
 
 
II. Verbandsgerichte 
 
§ 14 Sitz und Geschäftsstelle 
(1) Sitz der Verbandsgerichte ist die DMSB-Geschäftsstelle. Als Verhandlungsort kann das 

Verbandsgericht auch einen anderen Ort als den seines Sitzes bestimmen. Geschäftsstelle der 
Verbandsgerichte ist das Sekretariat des DMSB-Justiziariats. 

 
(2) Sitz der Kontrollkommission ist die DMSB-Geschäftsstelle. Geschäftsstelle der Kommissionen ist 

das Sekretariat des DMSB-Justiziariats. 
 
 
III. Kontrollkommission 
 
§ 15 Zusammensetzung Kontrollkommission 
(1) Die Mitglieder der Kontrollkommission werden durch das Präsidium des DMSB bestimmt und 

abberufen. Das Präsidium kann für die Kontrollkommission eine Geschäftsordnung festlegen. 



DMSB-Handbuch 2025 – Allgemeiner Teil 
Rechts- und Verfahrensordnung (RuVO) 
_________________________________________________________________________________ 

5 
 

(2) Der Kontrollkommission gehören ein Vorsitzender und zwei Beisitzer an. Der Vorsitzende sowie 
sein Stellvertreter müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie dürfen keinem Organ oder 
der Verwaltung des DMSB angehören. 

 
(3) Die Beisitzer werden von dem Vorsitzenden der Kontrollkommission für das jeweilige Verfahren 

bestimmt.  
(4) Sitzungstermine zu mündlichen Verfahren werden grundsätzlich von dem Vorsitzenden der 

Kontrollkommission wahrgenommen. 
 
 
§ 16 Zuständigkeit Kontrollkommission 
(1) Die Kontrollkommission ist dazu berufen die Interessen des DMSB in allen Verfahren vor den 

Verbandsgerichten des DMSB wahrzunehmen.  
 
(2) Die Kontrollkommission ist zuständig die Einhaltung der Satzung, Ordnungen, Kodizes, der 

Reglements und Bestimmungen sowie der anerkannten, geschriebenen und ungeschriebenen 
Grundsätze und Regeln des Sports zu überwachen und bei Verstößen nach Durchführung eines 
Ermittlungsverfahrens Anklage bei dem zuständigen Verbandsgericht zu erheben.  

 
(3) Die Kontrollkommission ist berechtigt, im Rahmen ihrer Zuständigkeit gegen die Entscheidung der 

Verbandsgerichte oder Sportkommissare Rechtsmittel einzulegen. 
 
 
 
IV. Allgemeine Verfahrensvorschriften 
 
§ 17 Persönliches Erscheinen des Betroffenen 
Im mündlichen Verfahren vor dem Verbandsgericht hat der Betroffene den oder die Termine persönlich 
wahrzunehmen. Das Verbandsgericht kann den Betroffenen wegen großer Entfernung oder aus 
sonstigem wichtigem Grunde von der Pflicht des persönlichen Erscheinens entbinden. 
 
 
§ 18 Bevollmächtigte und Beistände 
(1) Im Verfahren vor dem Verbandsgericht können sich die Beteiligten durch Bevollmächtigte vertreten 

lassen. Diese haben ihre Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Für einen Verfahrensbeteiligten sind 
höchstens zwei Bevollmächtigte zugelassen. 

 
(2) Ein Beteiligter kann zu einer Verhandlung mit einem Beistand erscheinen. Für einen Beteiligten sind 

höchstens zwei Beistände zugelassen.  
 
 
§ 19 Beiladung 
Die Verbandsgerichte können von Amts wegen oder auf Antrag die in § 2 genannten Personen und 
Vereinigungen beiladen, deren Interessen durch die Entscheidung berührt werden. Der Beschluss ist 
unanfechtbar. 
 
 
§ 20 Akteneinsicht 
Die Verbandsgerichte sowie die Kontrollkommission haben den Beteiligten auf Antrag Einsicht in die 
das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder 
Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Der Antrag ist an das DMSB-Justiziariat zu 
richten. 
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§ 21 Rechtsmittelbelehrung 
(1) Jede Entscheidung eines Verbandsgerichts oder eines Vorsitzenden eines Verbandsgerichts muss 

eine Rechtsmittelbelehrung oder den Hinweis enthalten, dass ein Rechtsmittel nicht zulässig ist. In 
der Rechtsmittelbelehrung sind die Art des Rechtsmittels, die Rechtsmittelfrist und die Stelle für die 
Einreichung des Rechtsmittels sowie die zu zahlende Kaution anzugeben. 

 
(2) Bei fehlender oder unvollständiger Belehrung wird die Entscheidung erst nach Ablauf von drei 

Monaten ab Verkündung oder mangels Verkündung ab Zustellung unanfechtbar. 
 
 
§ 22 Aussetzung des Verfahrens 
Wenn wegen desselben Gegenstandes ein Verfahren vor den ordentlichen Gerichten anhängig ist, kann 
das sportgerichtliche Verfahren dennoch eingeleitet werden. Es kann aber bis zur Beendigung des 
gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. Einem Betroffenen kann aufgegeben werden, ein solches 
Verfahren innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu seiner Rechtfertigung einzuleiten. Das ausgesetzte 
Verfahren kann jederzeit fortgesetzt werden. Das Verfahren ist spätestens nach rechtskräftigem 
Abschluss des Verfahrens, das zur Aussetzung geführt hat, fortzusetzen. 
 
 
§ 23 Bindungswirkung 
(1) Die Sachverhaltsfeststellungen eines rechtskräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren, auf 

denen die Entscheidung beruht, sind in einem Verfahren nach dieser Ordnung, das denselben 
Sachverhalt zum Gegenstand hat, bindend, nicht jedoch die rechtliche Würdigung. 

 
(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen 

sind nicht bindend, können aber der Entscheidung ohne nochmalige Prüfung zugrunde gelegt 
werden, wenn die Beteiligten damit einverstanden sind. 

 
 
§ 24 Fristen und Termine 
(1) Die Verfahrensbeteiligten sind an Fristen gebunden. Für die Einhaltung einer Frist ist der Tag des 

Eingangs beim Empfänger maßgebend. Sofern das Schriftstück jedoch durch die Post befördert 
wird, genügt für die Einhaltung der Frist die rechtzeitige Aufgabe zur Post. Der Aufgabestempel 
eines Postamtes ist maßgeblich. Freistempler reicht zum Nachweis nicht aus. Entsprechendes gilt 
bei der Beförderung durch einen anderen Anbieter. Den Nachweis der rechtzeitigen Aufgabe hat im 
Zweifel der Absender zu erbringen.  

 
(2) Abweichende Regelungen der internationalen Bestimmungen zur Protest- und Berufungsführung 

gehen diesen Bestimmungen grundsätzlich vor. 
(3) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmungen von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 

des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend, soweit nicht durch die Absätze 4 bis 6 etwas 
anderes bestimmt ist. 

 
(4) Der Lauf einer Frist, die von einem Verbandsgericht gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die 

Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem Betroffenen etwas anderes mitgeteilt wird. 
 
(5) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, 

so endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktages. 
Dies gilt nicht, wenn dem Betroffenen unter Hinweis auf diese Vorschrift ein bestimmter Tag als 
Ende der Frist mitgeteilt worden ist. 

 
(6) Der von einem Verbandsgericht gesetzte Termin ist auch dann einzuhalten, wenn er auf einen 

Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend fällt. 
 
(7) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonntage, gesetzliche Feiertage und Sonnabende 

mitgerechnet. 
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(8) Fristen, die von einem Verbandsgericht gesetzt sind, können verlängert werden. 
 
 
§ 25 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
(1) Gegen Fristversäumnis kann einem Verfahrensbeteiligten auf seinen Antrag hin Wiedereinsetzung 

in den vorigen Stand gewährt werden, wenn der Antragsteller durch einen unabwendbaren Zufall 
an der Einhaltung der Frist verhindert und der Grund der Versäumung hinreichend nachgewiesen 
worden ist. 

 
(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Zugleich ist 

die versäumte Handlung nachzuholen. 
 
(3) Über den Antrag entscheidet das Verbandsgericht, das über die versäumte Handlung zu befinden 

hat. Die Entscheidung kann ohne mündliche Verhandlung ergehen, sie ist unanfechtbar. 
 
 
§ 26 Zustellung 
(1) Entscheidungen und Verfügungen im Verfahren werden nur zugestellt, soweit dies vorgeschrieben 

ist. Andere Mitteilungen erfolgen formlos. Die Zustellung erfolgt mittels eingeschriebenen Briefes 
oder durch Übergabe des Schriftstückes gegen Empfangsbekenntnis. Bei der Zustellung mittels 
eingeschriebenen Briefes gilt diese mit dem dritten Tage nach der Aufgabe zur Post als bewirkt. 

 
(2) Die Beteiligten müssen Zustellungen und Mitteilungen unter der Anschrift, die sie gegenüber der 

DMSB-Geschäftsstelle angezeigt haben, gegen sich gelten lassen. 
 
(3) Ist der Aufenthalt eines Beteiligten unbekannt, so kann die Zustellung durch Bekanntmachung in 

den Medien des DMSB ersetzt werden. 
 
 
 
V. Strafen und Maßnahmen 
 
§ 27 Strafen 
(1) Folgende Strafen können einzeln oder nebeneinander festgesetzt werden: 
 

1. Verwarnung, 
2. Geldstrafe, 
3. Zeitstrafen, 
4. Nichtzulassung zum Start oder Motoball-Spiel, 
5. Verbot der Teilnahme an einer Veranstaltung, 
6. Disqualifikation (Teilnahmeverbot von oder an einem Wettbewerb oder Wettbewerbsteil/en), 
7. Abzüge von Wertungspunkten oder Motoball-Toren, 
8. Aberkennung von errungenen Titeln, 
9. Suspendierung (Sperre auf Zeit national und/oder international an Wettbewerben 

teilzunehmen), 
10. Ausschluss (Sperre auf Lebenszeit), 
11. Suspendierung oder Ausschluss eines Automobils/Motorrades oder einer 

Automobilmarke/Motorradmarke, 
12. Verbot, auf Zeit oder Dauer Wettbewerbe im Motorsport auszuschreiben und/oder 

durchzuführen, 
13. dauerhafte oder vorübergehende Aberkennung und Entbindung von der Wahrnehmung eines 

Amtes und/oder einer Funktion im Bereich des DMSB. 
 

 
§ 28 Strafaussetzung zur Bewährung 
(1) Die Vollstreckung der Strafen kann zur Bewährung ausgesetzt werden, mit folgenden Ausnahmen: 
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1. Verwarnung, 
2. Ausschluss (Sperre auf Lebenszeit), 
3. dauerhafte Aberkennung und Entbindung ein Amt und/oder Funktion im DMSB auszuüben. 

 
(2) Die Strafaussetzung zur Bewährung soll nur bewilligt werden, wenn zu erwarten ist, dass sich der 

Betroffene schon die Verurteilung auf Bewährung zur Warnung dienen lässt. Nach Ablauf der 
Bewährungszeit wird die Strafe erlassen. 
Die Strafaussetzung wird widerrufen, wenn der Betroffene in der Bewährungszeit erneut gegen die 
sportrechtlichen Bestimmungen verstößt und dadurch zeigt, dass er die Erwartungen, die für die 
Strafaussetzung maßgebend waren, nicht erfüllt. 
Statt des Widerrufs kann die Dauer der Bewährungszeit um mindestens sechs Monate und 
höchstens ein Jahr verlängert werden, wenn dies durch besondere Umstände des Einzelfalls 
ausnahmsweise gerechtfertigt ist.  

 
(3) Die Bewährungsfrist beträgt mindestens sechs Monate und höchstens fünf Jahre. Sie kann in 

Ausnahmefällen verlängert oder ausgesetzt werden, wenn der Betroffene vorübergehend nicht 
mehr der Strafgewalt des DMSB untersteht. 
 

 
§ 29 Auflagen, Bedingungen und Hinweise 
(1) Das zuständige Verbandsgericht kann Auflagen, Bedingungen und Hinweise gegen den 

Betroffenen erteilen. Mit Auflagen, Bedingungen und Hinweisen soll in erster Linie darauf hingewirkt 
werden, zukünftige Verstöße zu vermeiden. Die Kontrollkommission kann im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens gegen Auflagen, Bedingungen und Hinweisen jederzeit das Verfahren 
einstellen. 

 
(2) Als Auflagen kommen insbesondere in Betracht: 

1. organisatorische Auflagen, 
2. sicherheitstechnische Auflagen, 
3. personenbezogene Auflagen, 
4. veranstaltungsbezogene Auflagen, 
5. Geldauflagen. 

(3) Es können auch mehrere Auflagen nebeneinander erteilt werden. 
 

 
§ 30 Grundsätze für die Strafzumessung 
Bei der Festsetzung der Strafen durch die Sportkommissare oder Verbandsgerichte ist vom objektiv 
festgestellten Sachverhalt unter Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse des Betroffenen 
auszugehen. Es ist zu berücksichtigen: 
 
1. das bisherige Verhalten, 
2. die Folgen des Verstoßes, 
3. das Maß der Beeinträchtigung des oder der Wettbewerbe, 
4. das Verhalten nach dem Verstoß, 
5. die Auswirkungen des Verstoßes auf das Ansehen des Motorsports in der Öffentlichkeit.  
 
Sofern nicht anders aufgeführt sind Zuwiderhandlungen und Verstöße strafbar, ungeachtet ob sie 
absichtlich, vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurden. 
 
 
§ 31 Strafregister und Tilgung 
(1) Das DMSB-Justiziariat hat eine Liste über die festgesetzten, rechtskräftigen Strafen 

(Sportkommissars- und Verbandsgerichtsentscheidungen) zu führen, in die einzutragen sind: 
 

1. das Datum der Festsetzung, 
2. die Strafe nach Grund und Höhe. 
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(2) Eine Bestrafung darf dem Betroffenen nicht mehr vorgehalten oder sonst zu seinem Nachteil 
verwertet werden: 

 
1. bei einer Verwarnung nach einem Jahr, 
2. bei einer Zeit-, Geldstrafe nach zwei Jahren, 
3. bei einer Disqualifikation von einem Wettbewerb, Teilnahmeverbot, Nichtzulassung zum Start 

bei einer Veranstaltung, Abzüge von Wertungspunkten oder Motoball-Toren nach drei Jahren, 
4. bei einer Disqualifikation von mehreren Wettbewerben, der Aberkennung von Titeln, einer 

Suspendierung bis zwei Jahren bei einem Tätigkeitsverbot für DOSB Trainer/Übungsleiter des 
DMSB oder für Veranstalter bis zwei Jahren nach vier Jahren, 

5. bei allen anderen Strafen nach fünf Jahren. 
 
(3) Die Tilgungsfrist beginnt bei: 
 

1. befristeten Strafen mit Ablauf des festgesetzten Endtermins, 
2. allen anderen Strafen, sobald die Entscheidung unanfechtbar geworden ist. 

 
 
§ 32 Verjährung 
(1) Die Verfolgung eines Verstoßes verjährt, wenn nicht innerhalb eines Jahres seit seiner Begehung 

ein Verfahren durch die Kontrollkommission eingeleitet worden ist. Ebenso unterbricht jede das 
Verfahren fördernde richterliche Anordnung des Vorsitzenden des zuständigen Verbandsgerichts 
und jede Entscheidung des Verbandsgerichts die Verjährung. Maßgeblicher Zeitpunkt ist der 
Eingang bei der DMSB-Geschäftsstelle, dem Verbandsgericht oder der Kontrollkommission. Bei 
falschen Angaben in dem Lizenzantrag tritt die Verjährung erst nach Ablauf von drei Jahren ab 
Antragstellung ein. 

 
(2) Ist vor Ablauf der Frist wegen desselben Sachverhalts ein Strafverfahren eingeleitet oder bei Gericht 

ein Bußgeldverfahren anhängig geworden, so ist der Lauf der Frist für die Dauer dieses Verfahrens 
gehemmt. 

 
(3) Erfüllt das Verhalten einen Straftatbestand, bemisst sich der Lauf der Verjährungsfrist nach § 78 

des StGB. 
 
 
§ 33 Ermittlungsverfahren 
(1) Wird eine Tatsache bekannt, die den Verdacht eines Verstoßes rechtfertigt, so stellt die 

Kontrollkommission die zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Ermittlungen an. Dasselbe 
gilt, wenn beim DMSB mündlich oder schriftlich eine Anzeige erstattet wird. 

 
(2) Im Ermittlungsverfahren ist dem Betroffenen Gelegenheit zu geben, zu den gegen ihn erhobenen 

Vorwürfen Stellung zu nehmen. Über eine mündliche Anhörung ist ein Protokoll aufzunehmen. 
 
(3) Bei vorausgegangenen Verfahren der Sportkommissare kann von dem Ermittlungsverfahren 

abgesehen und die Sache dem Sportgericht unmittelbar vorgelegt werden. 
 
(4) Das Ermittlungsverfahren wird von der Kontrollkommission geführt. Die Kontrollkommission kann 

die Unterstützung der Technischen Abteilung des DMSB, von Sportkommissaren, von externen 
Kontrollorganen, von Gutachtern oder von kompetenten Personen oder Einrichtungen in Anspruch 
nehmen. Diese Personen können für ihre Dienste eine Bezahlung des DMSB erhalten. 

 
(5) Zum Zwecke der Ermittlung kann die Kontrollkommission jede Person hören, die gegebenenfalls 

Informationen liefern könnte und sich alle Dokumente, in jeglicher Form, übermitteln lassen, 
einschließlich durch Datenträger aufbewahrte, aufbereitete oder kopierte Daten. 

 
(6) Nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens durch die Kontrollkommission erhebt diese Anklage zum 

Sportgericht oder stellt das Verfahren gem. § 34 ein.  
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§ 34 Einstellung des Verfahrens 
(1) In geeigneten Fällen kann die Kontrollkommission das Verfahren während oder nach Abschluss des 

Ermittlungsverfahrens einstellen. Der Betroffene sowie der Anzeigenerstatter sind über die 
Einstellung zu unterrichten, gegebenenfalls versehen mit dem Hinweis, dass das festgestellte 
Verhalten im Widerholungsfall ein Verfahren vor dem Sportgericht nach sich ziehen wird. Nach 
Anklageerhebung entscheidet das Sportgericht mit Zustimmung der Kontrollkommission über die 
Einstellung. 

 
(2) Der Vorsitzende oder die Kontrollkommission können ein Verfahren vorläufig einstellen, wenn sich 

der Betroffene bereit erklärt, Auflagen  
- zur Wiedergutmachung des durch das Vergehen verursachten Schadens eine bestimmte 

Leistung zu erbringen, 
oder 
- die sonstigen Auflagen gem. § 29 Abs.2 zu erfüllen. 

 
(3) Erfüllt der Beschuldigte die Auflagen innerhalb der ihm gesetzten Frist, wird das Verfahren durch 

Beschluss endgültig eingestellt. 
 
(4) Die vorläufige Einstellung oder endgültige Einstellung ergeht durch Beschluss. 
 
(5) Die Einstellung ist unanfechtbar. 
 
 
§ 35 Anordnung vorläufiger Maßnahmen 
(1) Wenn die Ordnung im Motorsport einen Aufschub nicht verträgt, kann gegen einen Betroffenen 

einstweilen mit sofortiger Wirkung der Vorsitzende des Sportgerichts eine Suspendierung, eine 
Suspendierung eines Fahrzeugs oder ein Tätigkeitsverbot für DOSB Trainer/Übungsleiter des 
DMSB durch den Vorsitzenden des Sportgerichts angeordnet werden. Die in den internationalen 
Bestimmungen getroffenen Regelungen zur vorläufigen Suspendierung bleiben unberührt. Die 
vorläufige Maßnahme ist unverzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre Anordnung 
entfallen sind.  

 
(2) Der Vorsitzende des Sportgerichts verhängt unverzüglich eine vorläufige Suspendierung bei einem 

von der Norm abweichenden Analyseergebnis der A-Probe bei verbotenen Substanzen gem. 
WADA/NADA Verbotsliste, bei der es sich nicht um eine spezifische Substanz handelt. Dies gilt 
nicht, wenn dem Lizenznehmer für eine verbotene Substanz eine Ausnahmebewilligung zu 
therapeutischen Zwecken erteilt wurde oder erteilt werden wird oder wenn eine offensichtliche 
Abweichung vom Internationalen Standard für Labors, vom Internationalen Standard von 
Dopingkontrollen oder von anderen gültigen Anti-Doping Bestimmungen vorliegt, die die Gültigkeit 
der Ergebnisse in Frage stellt. Bestätigt die B-Probe das Analyseergebnis der A-Probe nicht, wird 
die vorläufige Suspendierung aufgehoben.   

 
(3) Die Maßnahme einer vorläufigen Suspendierung kann erst nach Anhörung der betroffenen Person 

durch das Sportgericht ausgesprochen werden. Dem Betroffenen wird hierfür der Verstoß dargelegt 
und er erhält die Möglichkeit innerhalb von fünf Tagen eine schriftliche Stellungnahme abzugeben, 
es sei denn, die Umstände erfordern eine Verkürzung dieser Frist. Der Vorsitzende kann alternativ 
zu einer außergewöhnlichen Anhörung vor das Sportgericht laden, die als Eilverfahren einberufen 
wird. In der Ladung wird dem Betroffenen der Verstoß mitgeteilt und dass im Falle seiner 
Abwesenheit eine Entscheidung auf alleiniger Grundlage des in der Ladung dargelegten Verstoßes 
und ggf. dem Schreiben beigefügten Dokumenten und Anlagen getroffen wird. 

(4) Eine vorläufige Suspendierung einer Lizenz oder einer Teilnahmeberechtigung stellt keine 
disziplinarische Strafe dar, sondern eine Sicherheitsmaßnahme, die zum Schutz von Personen 
und/oder im Interesse des Motorsports angewendet wird. Dies verhindert nicht die eventuelle 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens zum Zwecke der Bestrafung für die gleiche Handlung. 

 
(5) Gegen die Anordnung einer vorläufigen Maßnahme kann innerhalb einer Frist von einer Woche 

Widerspruch eingelegt werden. Über den Widerspruch entscheidet der Vorsitzende des 
Berufungsgerichts. Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung. 
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(6) Anordnung einer vorläufigen Maßnahme und Widerspruchsentscheidung können ohne mündliche 
Verhandlung ergehen.   

 
 
 
VI. Verfahren vor dem Sportgericht 
 
§ 36 Einleitung eines Verfahrens 
(1) Ergibt das Ermittlungsverfahren, dass ein Verstoß vorliegt oder vorliegen könnte, so erhebt die 

Kontrollkommission Anklage und legt den Fall dem Sportgericht zur Einleitung des Verfahrens und 
Entscheidung vor. 

 
(2) Von der Einleitung des Verfahrens sind die Betroffenen unter Darlegung des Vorwurfes und der 

Aufforderung, sich hierzu binnen zwei Wochen ab Zustellung schriftlich zu äußern, zu 
benachrichtigen. 

 
(3) Wenn gegen eine Sportkommissarsentscheidung Berufung eingelegt worden und wegen derselben 

Sache ein Sportgerichtsverfahren einzuleiten ist, kann das Sportgerichtsverfahren vor dem 
Berufungsverfahren durchgeführt werden. 

 
 
§ 37 Sportgerichtsverhandlung 
(1) Für die Verhandlung und die Entscheidung durch das Sportgericht gelten folgende Bestimmungen:  
 

1. Entscheidungen des Sportgerichts ergehen. in der Besetzung mit drei Richtern und ohne 
mündliche Verhandlung im schriftlichen Verfahren. 

2. Auf Antrag eines Betroffenen, der Kontrollkommission oder Erkennung besonderer 
Bedeutsamkeit der Entscheidung für den Betroffenen oder den Motorsport ordnet der 
Vorsitzende an, dass eine Entscheidung aufgrund mündlicher Verhandlung ergeht. Diese 
Entscheidung ist unanfechtbar. 

3. Der Vorsitzende kann einer an der Verhandlung teilnehmenden Partei oder Person gestatten, 
per Videokonferenz oder über irgendein anderes Kommunikationsmittel beizuwohnen.  

 
(2) Ergeht eine Entscheidung im schriftlichen Verfahren ist das Urteil nur von dem Vorsitzenden zu 

unterschreiben, im Übrigen von allen beteiligten Richtern. 
 
(3) Der Vorsitzende kann zu jeder Zeit während der Verhandlung vor der endgültigen Entscheidung 

des Sportgerichts entscheiden weitere Informationen einzufordern, oder das Verfahren auf eine 
spätere Verhandlung zu vertagen, insbesondere zu Anhörung von Zeugen. 

 
 
§ 38 Untersuchungsgrundsatz 
Das Sportgericht ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten wirken dabei mit. Das 
Sportgericht bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge 
der Beteiligten ist es nicht gebunden. 
 
 
§ 39 Sicherstellung von Gegenständen 
(1) Gegenstände, die als Beweismittel für die Untersuchung von Bedeutung sein können, sind in 

Verwahrung zu nehmen oder auf andere Weise sicherzustellen. 
 
(2) Wird die Herausgabe der Gegenstände verweigert oder sonst der Untersuchung entzogen, so kann 

dies als Zugeständnis der zu beweisenden Tatsache gewertet werden. Der Betroffene muss sich 
dabei das Verschulden eines Dritten anrechnen lassen. 
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(3) Soweit nichts anderes bestimmt wird, werden die Gegenstände auf der DMSB-Geschäftsstelle bis 
zur Erledigung des Verfahrens verwahrt. 

 
 
§ 40 Vorbereitung der Verhandlung 
(1) Der Vorsitzende des Sportgerichts bestimmt den Termin zur mündlichen Verhandlung und verfügt 

die Ladungen. 
 
(2) Der Termin der Entscheidung im schriftlichen Verfahren wird den Betroffenen bekanntgegeben.  
 
(3) Zwischen der Bekanntgabe der Ladung und dem Termin zur mündlichen Verhandlung soll eine Frist 

von einer Woche liegen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist abkürzen. 
 
(4) In der Ladung zur mündlichen Verhandlung ist darauf hinzuweisen, dass bei nicht ausreichend 

entschuldigtem Ausbleiben des Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. 
 
(5) Die Ladungen zur mündlichen Verhandlung erfolgen ebenso wie die Mitteilung des 

Entscheidungstermins im schriftlichen Verfahren durch das DMSB-Justiziariat mittels Übergabe-
Einschreiben oder durch Übergabe der Ladung gegen Empfangsbekenntnis. 

 
(6) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftragter Beisitzer kann in geeigneten Fällen schon vor der 

mündlichen Verhandlung Beweis erheben. 
 
(7) Die Erhebung von Beweisen, insbesondere die Ladung von Zeugen und Sachverständigen, kann 

davon abhängig gemacht werden, dass derjenige, der das Beweismittel benannt hat, einen 
Vorschuss in Höhe der voraussichtlichen Auslagen an den DMSB zahlt. 

 
 
§ 41 Eilverfahren 
(1) In einem Fall besonderer Dringlichkeit, insbesondere bedingt durch den Wettbewerbskalender, 

können die Parteien ein Eilverfahren beantragen. Die Schritte und Fristen für das Verfahren werden 
durch den Vorsitzenden der Verhandlung festgelegt, unter Berücksichtigung des 
Verfahrensgrundsatzes des rechtlichen Gehörs und des Rechts auf Verteidigung.  

 
(2) Sofern erforderlich kann der Vorsitzende der Verhandlung anordnen, dass die Anhörung über 

Videokonferenz oder Telefonkonferenz durchgeführt wird. 
 
 
§ 42 Öffentlichkeit 
(1) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. 
 
(2) Das Sportgericht kann den in § 2 genannten Personen die Anwesenheit in der mündlichen 

Verhandlung gestatten. In Fällen von besonderer Bedeutung kann auch Presse, Film, Rundfunk 
und Fernsehen die Anwesenheit gestattet werden. In diesem Fall sind Film- und Tonaufnahmen 
während der mündlichen Verhandlung mit Ausnahme der Verkündung des Urteilstenors nicht 
zulässig.  

 
 
§ 43 Vertagung 
Das Verfahren ist möglichst ohne Unterbrechung in einer Verhandlung durchzuführen. Anträgen zur 
Vertagung soll nur aus wichtigen Gründen stattgegeben werden. 
 
 
§ 44 Ausbleiben eines Beteiligten 
Bleibt ein Beteiligter trotz ordnungsgemäßer Ladung aus, wird nach Lage der Akten entschieden. 
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§ 45 Ordnung in den Sitzungen 
Der Vorsitzende kann Personen, die seine Anordnungen nicht befolgen, die mündliche Verhandlung 
stören oder sich ungebührlich verhalten, das Wort entziehen und aus dem Sitzungsraum verweisen. 
Über die Entfernung von Beteiligten und deren Vertreter entscheidet das Sportgericht. Die Verhandlung 
kann ohne diese Personen fortgesetzt werden. 
 
 
§ 46 Zeugen und Sachverständige 
(1) Ein Zeuge, der dieser Ordnung unterliegt, ist zum Erscheinen und zur Aussage verpflichtet. Die 

Vorschriften der §§ 383 und 384 der Zivilprozessordnung über das Zeugnisverweigerungsrecht sind 
anzuwenden. 

 
(2) Das nicht hinreichend entschuldigte Ausbleiben oder die unberechtigte Zeugnisverweigerung 

können durch den Vorsitzenden mit einem Ordnungsgeld bis zu € 1.500,00 geahndet werden. 
Hierauf ist in der Ladung hinzuweisen. 

 
(3) Die in Absatz 2 vorgesehenen Maßnahmen können in einer Instanz höchstens zweimal gegen 

dieselbe Person ergriffen werden. 
 
(4) Gegen einen Zeugen, der vorsätzlich falsch aussagt, ist ein Sportgerichtsverfahren durchzuführen. 

Die Zeugen, die dieser Ordnung unterliegen, sind vor ihrer Vernehmung hierauf hinzuweisen. 
 
(5) Die Absätze 1 und 4 gelten für Sachverständige sinngemäß. Sachverständige können nach den für 

Mitglieder eines Verbandsgerichts geltenden Vorschriften abgelehnt werden. 
 
 
§ 47 Eidesstattliche und ehrenwörtliche Erklärungen 
Eidesstattliche und ehrenwörtliche Erklärungen sind als Beweismittel nicht zugelassen. 
 
 
§ 48 Freie Beweiswürdigung 
Das Sportgericht entscheidet nach seiner freien, nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens 
gewonnenen Überzeugung. 
 
 
§ 49 Entscheidungsform 
Das Sportgericht oder Berufungsgericht entscheidet durch Beschluss oder Urteil.  
 
 
§ 50 Urteil, verfahrensabschließender Beschluss 
(1) Urteile und verfahrensabschließende Beschlüsse haben zu enthalten: 
 

1. die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetzlichen Vertreter und der Bevollmächtigten,  
2. die Namen der Mitglieder des Sportgerichts, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, 
3. die Entscheidungsformel, 
4. die Kostenentscheidung, 
5. die Entscheidungsgründe, 
6. die Rechtsbehelfsbelehrung. 

 
(2) Das Urteil/der Beschluss wird, wenn eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, grundsätzlich 

zunächst mündlich bekannt gegeben. Die Entscheidungsformel ist zu verlesen und der wesentliche 
Inhalt der Entscheidungsgründe ist mitzuteilen.  

 
(3) Das Urteil/der Beschluss ist den Beteiligten mittels eingeschriebenen Briefes in jedem Fall 

zuzustellen. 
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§ 51 Berichtigung der Entscheidungen 
Das Verbandsgericht kann Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in 
seinen Entscheidungen jederzeit berichtigen. 
 
 
§ 52 Wirksamkeit der Entscheidungen 
(1) Sperrstrafen, die das Sportgericht festgesetzt hat, unterliegen ohne besondere Anordnung der 

sofortigen Wirksamkeit. 
 
(2) Andere Entscheidungen des Sportgerichts werden mit ihrer Rechtskraft wirksam. Sie werden 

rechtskräftig, 
 

1. wenn Rechtsmittel nicht zulässig sind, mit ihrer Verkündung, mangels Verkündung mit ihrer 
Zustellung, 

2. wenn Rechtsmittel zulässig sind und diese nicht oder nicht rechtzeitig eingelegt werden, mit 
Ablauf der Rechtsmittelfrist oder mit dem Verzicht auf Rechtsmittel. 

 
 
§ 53 Veröffentlichung der Urteile und Beschlüsse 
Die Urteile und Beschlüsse werden in den Medien des DMSB veröffentlicht. 
 
 
 
VII. Berufungsverfahren und Beschwerdeverfahren  
 
§ 54 Zulässigkeit der Berufung 
(1) Gegen die verfahrensabschließenden Entscheidungen des Sportgerichts oder die Entscheidung der 

Sportkommissare kann Berufung eingelegt werden. 
 
(2) Zur Berufung sind die Betroffenen und die Kontrollkommission sowie das DMSB-Präsidium 

berechtigt. 
 
 
§ 55 Form und Frist der Berufung 
(1) Die Berufung gegen eine Entscheidung des Sportgerichts ist innerhalb von vier Wochen nach 

Zustellung des Urteils/des Beschlusses an den Betroffenen bei dem DMSB-Justiziariat schriftlich 
einzulegen und zu begründen. Innerhalb dieser Frist ist auch die Berufungskaution an den DMSB 
zu leisten.  

 
(2) Die Berufung gegen eine Entscheidung der Sportkommissare im Automobilsport ist innerhalb einer 

Frist von 96 Stunden bei dem DMSB-Justiziariat schriftlich, nach fristgerechter Ankündigung bei 
den Sportkommissaren, einzulegen. Innerhalb der 96 Stunden Frist ist ebenfalls die 
Berufungskaution an den DMSB zu leisten. Nach Einlegung der Berufung bei dem DMSB-
Justiziariat ist die Berufung ab diesem Zeitpunkt innerhalb einer Woche schriftlich zu begründen. 
Auf Antrag kann der Vorsitzende die Begründungsfrist verlängern.  

 
(3) Die Berufung gegen eine Entscheidung der Sportkommissare im Motorradsport ist innerhalb einer 

Frist von fünf Tagen, nach Ankündigung der Berufung bei den Sportkommissaren, schriftlich bei 
dem DMSB-Justiziariat, unter Beifügung der Berufungskaution oder des Zahlungsnachweises der 
Berufungskaution, einzulegen. Nach Einlegung der Berufung bei dem DMSB-Justiziariat ist die 
Berufung ab diesem Zeitpunkt innerhalb von zehn Tagen schriftlich zu begründen. Auf Antrag kann 
der Vorsitzende die Begründungsfrist verlängern.  

(4) Wird die Entscheidung der Sportkommissare nach Veranstaltung per Post zugestellt entfällt die 
Pflicht zur Berufungsankündigung. Für den Fall, dass der DMSB Berufung führt, entfällt für den 
DMSB die Pflicht zur Berufungsankündigung.  
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(5) Verfolgt die Kontrollkommission oder der DMSB eine Berufung gegen eine Entscheidung der 
Sportkommissare, so ist die Berufung innerhalb von drei Wochen, nach Eingang der Entscheidung 
der Sportkommissare bei der DMSB-Geschäftsstelle, bei dem Vorsitzenden des Berufungsgerichts 
einzulegen und zu begründen. Die Berufung gegen eine Sportgerichtsentscheidung ist innerhalb 
von drei Wochen, nach Eingang der schriftlichen Ausfertigung des Urteils/Beschlusses bei dem 
Betroffenen, bei dem Vorsitzenden des Berufungsgerichts einzulegen und zu begründen. Auf 
Antrag kann der Vorsitzende die Begründungsfrist verlängern. 

 
 
§ 56 Aufschiebende Wirkung der Berufung 
(1) Die Berufung gegen die Entscheidung der Sportkommissare hat aufschiebende Wirkung, hiervon 

ausgenommen sind die Fälle, in denen die Sportkommissare die aufschiebende Wirkung der 
Berufung nach Berufungsankündigung bereits versagt haben. 

 
(2) Die Berufung gegen ein Urteil des Sportgerichts hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
(3) Der Erlass einer einstweiligen Anordnung ist zulässig. 
 
 
§ 57 Erlass einstweiliger Anordnungen 
(1) Der Vorsitzende des Berufungsgerichts kann ohne mündliche Verhandlung auf Antrag einstweilige 

Anordnungen erlassen. 
 
(2) Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung kann schon vor der Berufung gestellt werden. 

Es kann angeordnet werden, dass der Antragsteller binnen einer bestimmten Frist die Berufung 
einlegen muss und die einstweilige Anordnung bei Nichtbefolgung unwirksam wird. 

 
(3) Die einstweilige Anordnung tritt mit der Zustellung des verfahrensabschließenden Beschlusses oder 

Urteils außer Kraft. 
 
(4) Strafen können nicht im Wege der einstweiligen Anordnung ausgesprochen werden. 
 
 
§ 58 Überprüfung 
Auf Antrag hat das Berufungsgericht die Entscheidung unverzüglich im schriftlichen Verfahren oder in 
mündlicher Verhandlung zu überprüfen. Die Überprüfungsentscheidung ist unanfechtbar. Von Amts 
wegen kann das Gericht die Entscheidung jederzeit ändern oder aufheben. 
 
 
§ 59 Umfang der Berufung 
Die Berufung kann auf bestimmte Beschwerdepunkte, nicht jedoch auf die Kaution und Kosten 
beschränkt werden. 
 
 
§ 60 Grundsätze für das Berufungsverfahren 
(1) Die Berufungsinstanz prüft die Entscheidung, soweit sie angefochten ist, in tatsächlicher und 

rechtlicher Hinsicht. 
 
(2) Für das Berufungsverfahren gelten die Vorschriften für das Verfahren erster Instanz entsprechend. 

Die Entscheidung des Berufungsgerichts ergeht grundsätzlich aufgrund einer mündlichen 
Verhandlung. 

 
(3) Die Beteiligten können neue Tatsachen und Beweismittel vorbringen. Die von der ersten Instanz 

erhobenen Beweise können verwertet werden.  
(4) Bei der Entscheidung ist das Berufungsgericht an die Entscheidung der Vorinstanz nicht gebunden. 

Die Entscheidung darf auch zum Nachteil des Rechtsmittelführers geändert werden. 
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§ 61 Rücknahme der Berufung 
(1) Die Rücknahme der Berufung ist ohne Einwilligung des Berufungsgegners nur bis zum Beginn der 

Beweisaufnahme zulässig. 
 
(2) Wenn der Berufungsführer einen Antrag auf Rücknahme der Berufung stellt, er einen Nutzen aus 

der Berufung erlangt hat und/oder wenn die Interessen von dritten Parteien betroffen sind, so wird 
das Berufungsgericht bei seiner nächsten Verhandlung überprüfen, ob die Berufung wider Treu und 
Glauben eingelegt wurde. Falls das Berufungsgericht zu der Überzeugung gelangt, dass die 
Berufung wider Treu und Glauben eingelegt wurde, so kann gegen den Berufungsführer eine 
Geldstrafe bis zu 10.000 € (Nationaler Lizenzsport) und bis zu 100.000,00 € (Internationaler 
Lizenzsport) verhängt werden, zusätzlich zum Verlust der Berufungskaution. Eine eventuelle 
Geldstrafe für eine wider Treu und Glauben eingelegte Berufung wird nur nach Anhörung und 
Durchführung einer Verhandlung verhängt, über die Durchführung einer Verhandlung entscheidet 
der Vorsitzende. 

 
 
§ 62 Verwerfung der Berufung 
Ist eine Berufung von einem dazu nicht Berechtigten oder nicht form- und fristgerecht angekündigt oder 
eingelegt oder ist die Berufungskaution nicht fristgemäß bezahlt worden, so ist sie als unzulässig zu 
verwerfen, ohne dass es einer mündlichen Verhandlung bedarf.  
 
 
§ 63 Berufungsentscheidung 
(1) Die Berufungsentscheidung kann lauten auf: 
 

1. Bestätigung der angefochtenen Entscheidung, 
2. Abänderung der angefochtenen Entscheidung, 
3. Zurückverweisung. 

 
(2) Die Berufungsinstanz verweist die Sache zurück, wenn das Verfahren erster Instanz an einem 

wesentlichen Verfahrensmangel leidet. Sie kann von einer Zurückverweisung absehen und selbst 
entscheiden, wenn sie es für sachdienlich hält; sie entscheidet in jedem Fall selbst, wenn die 
Beteiligten dies übereinstimmend beantragen. Wird die Sache zurückverwiesen, so sind das 
Sportgericht oder die Sportkommissare an die rechtliche Würdigung des Berufungsgerichts 
gebunden. 

 
 
§ 64 Wirksamkeit der Entscheidungen 
Entscheidungen des Berufungsgerichts werden, soweit sie nicht international anfechtbar sind mit ihrer 
Verkündung, mangels Verkündung mit ihrer Zustellung, rechtswirksam. 
 
 
§ 65 Beschwerde 
(1) Gegen Beschlüsse des Sportgerichts ist die Beschwerde zum Berufungsgericht zulässig. 
 
(2) Für Beschwerden gelten die Bestimmungen über die Berufung entsprechend, soweit nicht im 

Einzelfall etwas anderes bestimmt ist; über sie kann ohne mündliche Verhandlung entschieden 
werden. 

 
(3) Die verfahrensmäßige Behandlung anderer in den Ordnungen vorgesehenen Beschwerden richtet 

sich gleichermaßen nach den Bestimmungen über die Berufung. 
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VIII. Wiederaufnahme des Verfahrens 
 
§ 66 Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist zulässig gegenüber rechtskräftigen Entscheidungen eines 

Verbandsgerichts, wenn neue, bisher unbekannte Beweismittel vorgebracht werden, die geeignet 
sind, eine andere als die getroffene Entscheidung herbeizuführen. Die Wiederaufnahme ist nur 
zulässig, wenn die Beweismittel ohne Verschulden im früheren Verfahren nicht geltend gemacht 
werden konnten. 

 
(2) Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens kann von einer Partei des Verfahrens, der 

Kontrollkommission oder dem Präsidium des DMSB gestellt werden und ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntwerden des Wiederaufnahmegrundes zu stellen. Nach Ablauf eines Jahres 
seit der Rechtskraft der Entscheidung ist die Wiederaufnahme des Verfahrens ausgeschlossen. 

 
 

§ 67 Entscheidung 
(1) Über den Antrag entscheidet das Verbandsgericht, das über den Fall rechtskräftig entschieden hat, 

durch unanfechtbaren Beschluss 
(2) Mitglieder des Verbandsgerichts, die an der betreffenden Entscheidung mitgewirkt haben, sind von 

der Entscheidung über den Wiederaufnahmeantrag nicht ausgeschlossen. 
 
(3) Das Verbandsgericht kann über die Zulässigkeit des Wiederaufnahmeantrags vorab im schriftlichen 

Verfahren entscheiden. 
 
 
§ 68 Anzuwendende Verfahrensvorschriften 
Das weitere Verfahren richtet sich nach den für das Berufungsverfahren geltenden Vorschriften. 
 
 
 
IX. Kosten, Vollstreckbarkeit 
 
§ 69 Kostenpflicht 
(1) Der unterliegende Beteiligte trägt die Kosten des Verfahrens. 
 
(2) Wenn ein Beteiligter teils obsiegt, teils unterliegt, so sind die Kosten gegeneinander aufzuheben 

oder verhältnismäßig zu teilen. Sind die Kosten gegeneinander aufgehoben, so fallen die Kosten 
des Verbandsgerichts jedem Beteiligten zur Hälfte zur Last. Einem Beteiligten können die Kosten 
ganz auferlegt werden, wenn der andere nur zu einem geringen Teil unterlegen ist. 

 
(3) Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsbehelfs/Antrags fallen demjenigen zur Last, der 

ihn eingelegt hat. Gleiches gilt im Falle der Rücknahme. 
 
(4) Kosten, die durch einen Antrag auf Wiedereinsetzung oder Wiederaufnahme entstehen, fallen dem 

Antragsteller zur Last. 
 
(5) Kosten, die durch schuldhaftes Säumnis eines Beteiligten entstehen, können diesem auferlegt 

werden. 
 
 
§ 70 Begriff der Kosten 
(1) Kosten sind die Gebühren, die Kaution und Auslagen des Verbandsgerichts und die zur 

zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der 
Beteiligten. 
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(2) Auslagen des Verbandsgerichts sind: 
1. Kosten für Abschriften und Ablichtungen, 
2. Telefongebühren, 
3. Vergütungen für Zeugen, Sachverständige und Dolmetscher, 
4. Gebühren, die an Behörden zu entrichten sind, 
5. Entgelt für Leistungen außenstehender Stellen und Personen. 

 
(3) Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts oder eines sonstigen Bevollmächtigten oder 

Beistands sind nicht erstattungsfähig. 
 
 
§ 71 Vorschusspflicht 
(1) Die Beteiligten sind hinsichtlich der Gebühren und Kaution vorschusspflichtig. § 38 Abs. 7 bleibt 

unberührt. 
 
(2) Der DMSB ist von der Vorschusspflicht befreit. 
 
(3) Das Verbandsgericht nimmt die beantragte Handlung erst nach Leistung des Vorschusses vor. 
 
(4) Wird der Kostenvorschuss trotz Fristfestsetzung nicht geleistet, gilt der Antrag als 

zurückgenommen. Hierauf ist bei der Fristsetzung hinzuweisen. § 61 bleibt unberührt. 
 
(5) In begründeten Härtefällen kann dem Kostenschuldner auf Antrag die Vorschusspflicht erlassen 

werden, wenn das eingelegte Rechtsmittel offensichtlich begründet ist. 
 
 
§ 72 Höhe der Kautionen 
Die Kautionen werden im DMSB-Handbuch und/oder in den DMSB-Medien veröffentlicht. 
 
 
§ 73 Kostenentscheidung, Erledigung der Hauptsache 
(1) Das Verbandsgericht hat in einer Entscheidung, die das Verfahren abschließt, über die Verteilung 

der Kosten zu entscheiden. 
(2) Ist das Verfahren in der Hauptsache erledigt, so entscheidet das Verbandsgericht nach billigem 

Ermessen über die Kosten; der bisherige Sach- und Streitstand ist dabei zu berücksichtigen. 
 
 
§ 74 Anfechtung der Kostenentscheidung 
Eine gesonderte Anfechtung der Kostenentscheidung ist nicht zulässig. 
 
 
§ 75 Kostenfestsetzung 
(1) Die DMSB-Geschäftsstelle setzt die Höhe der Kosten fest. 
 
(2) Bei technischen Protesten entscheidet der Gutachterausschuss des DMSB auf Antrag über die 

Höhe der zu erstattenden Kosten für eine Re- und Demontage nach dessen Bestimmungen und 
Richtlinien. 

 
 
§ 76 Vollstreckbarkeit 
(1) Die Entscheidungen der Verbandsgerichte werden von der DMSB-Geschäftsstelle vollstreckt. 
 
(2) Strafen anderer Sportverbände werden nur anerkannt, wenn die Gegenseitigkeit für die 

Vollstreckung gegenüber dem DMSB erklärt wird. 
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X. Gnadenrecht 
 
§ 77 Gnadenverfahren 
(1) Das Gnadenrecht steht dem Präsidium des DMSB zu. 
 
(2) Das Präsidium kann grundsätzlich erst nach Ausschöpfung des DMSB Rechtsweges durch den 

Betroffenen, im Wege der Begnadigung unanfechtbare Strafen erlassen, ermäßigen, umwandeln 
oder aussetzen.  

 
(3) Dem Vorsitzenden des zuletzt erkennenden Gerichts ist Gelegenheit zu geben, zu dem 

Gnadengesuch Stellung zu nehmen. 
 
(4) Die Gnadenentscheidung wird ohne mündliche Verhandlung getroffen. Sie ist unanfechtbar. 
 
 
XI. Schlussvorschriften 
 
§ 78 Anerkennung der Entscheidungen in Dopingsachen 
Zulassungssperren und Maßregeln wegen Verstoßes gegen das Dopingverbot werden hinsichtlich der 
Rückfallvoraussetzungen, der Wettkampfsperre und des Ausschlusses von der Teilnahme an 
Veranstaltungen von allen Mitgliedsorganisationen des DOSB für ihren Bereich anerkannt. 
 
 
§ 79 Verjährung und Tilgung früherer Strafen 
§§ 33, 34 gelten entsprechend für frühere Strafen. 
 
 
§ 80 Ausnahmemöglichkeit 
In Abstimmung zwischen dem Vorsitzenden der Verhandlung, der Kontrollkommission und dem 
Beklagten kann auf alle oder Teile dieser Rechts- und Verfahrensregeln verzichtet werden.  
 
 
§ 81 Inkrafttreten 
Diese Ordnung tritt am 01.01.2022 nach Beschluss der Mitgliederversammlung vom 30.01.2021 in Kraft. 
Soweit in anderen Vorschriften, Bestimmungen und Richtlinien auf Bestimmungen verwiesen wird, die 
durch diese RuVO ersetzt werden, treten an deren Stelle die entsprechenden Vorschriften dieser 
Ordnung. Laufende Verfahren werden nach Inkrafttreten der RuVO nach deren Verfahrensregelungen 
weitergeführt.  
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